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Sachverhalt

Im September 1991 wurde die Republik Bergkarabach 
ausgerufen, die das Gebiet des Autonomen Oblast Berg­
karabach und der in Aserbaidschan liegenden Region 
Schahumjan umfasste. Nach einem Referendum bekräf­
tigte die Republik Bergkarabach im Jänner 1992 ihre 
Unabhängigkeit von Aserbaidschan. Daraufhin eskalier­
te der Konflikt zu einem Krieg zwischen Aserbaidschan 
und der Republik Bergkarabach. Bis Ende 1993 brach­
ten armenische Truppen beinahe das gesamte Gebiet 
Bergkarabachs sowie der angrenzenden Bezirke Aser­
baidschans unter ihre Kontrolle. Am 5.5.1994 wurde ein 
Waffenstillstand unterzeichnet, der bis heute gilt. Frie­
densverhandlungen fanden unter Vermittlung der OSZE 
statt, bis heute wurde jedoch keine politische Lösung 
des Konflikts gefunden. Die Republik Bergkarabach 
wurde von keinem einzigen Staat anerkannt. 

Zwischen 1988 und 1994 wurden geschätzte 750.000 
bis 800.000 Angehörige der Volksgruppe der Azeris aus 
Bergkarabach, Armenien und den sieben an Bergkara­
bach angrenzenden aserbaidschanischen Bezirken ver­
trieben. 

Der Bf. lebte nach eigenen Angaben bis Juni 1992 mit 
seiner Familie in Gulistan, einem Dorf in der aserbaid­
schanischen Region Schahumjan, wo er ein Haus und 
ein Grundstück besaß. Er gehört zur Volksgruppe der 
Armenier. Schahumjan grenzt an die Republik Bergkara­
bach, die Ansprüche auf das Gebiet erhob. 1991 führten 
aserbaidschanische Spezialeinheiten Operationen in 
dem Gebiet durch, die angeblich der Entwaffnung mili­
tanter Armenier dienten. Nach verschiedenen Quellen 
war dies jedoch nur ein Vorwand, um die armenische 
Bevölkerung zu vertreiben. Als der Konflikt 1992 eska­
lierte, wurde die Region von aserbaidschanischen Trup­
pen angegriffen. Als Gulistan im Juni 1992 bombardiert 

wurde, floh der Bf. mit seiner Familie nach Armenien, wo 
sie fortan als Flüchtlinge lebten. Der Bf. verstarb 2009. 

Heute ist Gulistan verlassen und weitgehend verfal­
len. Es liegt am Nordufer des Flusses Indzachay im Terri­
torium Aserbaidschans. Der Fluss bildet die Grenze zwi­
schen Aserbaidschan und der Republik Bergkarabach. 
Das Dorf ist von militärischen Stellungen beider Kon­
fliktparteien umgeben. 

Rechtsausführungen

Der Bf. behauptete eine Verletzung von Art. 1 1. Prot. 
EMRK (Recht auf Achtung des Eigentums), Art. 8 EMRK 
(hier: Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
und der Wohnung), Art. 13 EMRK (Recht auf eine wirksame 
Beschwerde bei einer nationalen Instanz) und von Art. 14 
EMRK (Diskriminierungsverbot).

I.  Einleitung

(101) Der Bf. verstarb 2009. In seiner Entscheidung über 
die Zulässigkeit der vorliegenden Beschwerde stellte der 
GH fest, dass seine Witwe [...] und ihre Kinder [...] den 
Wunsch geäußert hatten, das Verfahren vor dem GH 
fortzuführen, und dass sie dazu berechtigt sind. 

(102) [...] Die Witwe des Bf. [...] verstarb im Jänner 
2014. [...] Der Sohn und die Tochter des Bf. wollen das 
Verfahren fortführen. Der GH hat bereits festgestellt, 
dass sie dazu befugt sind [...].

(104) Der GH erachtet es als angemessen, die Fragen 
der Erschöpfung des innerstaatlichen Instanzenzugs 
und der fehlenden Hoheitsgewalt und Verantwortlich­

© Jan Sramek Verlag (http://www.jan­sramek­verlag.at). [Übersetzung wurde bereits in Newsletter Menschenrech­
te 2015/3 veröffentlicht] Die erneute Veröffentlichung wurde allein für die Aufnahme in die HUDOC­Datenbank des 
EGMR gestattet. Diese Übersetzung bindet den EGMR nicht.

© Jan Sramek Verlag (http://www.jan­sramek­verlag.at). [Translation already published in Newsletter Menschen­
rechte 2015/3] Permission to republish this translation has been granted for the sole purpose of its inclusion in the 
Court's database HUDOC. This translation does not bind the Court.

© Jan Sramek Verlag (http://www.jan­sramek­verlag.at). [Traduction déjà publiée dans Newsletter Menschenrechte 
2015/3 L’autorisation de republier cette traduction a été accordée dans le seul but de son inclusion dans la base de 
données HUDOC de la Cour. La présente traduction ne lie pas la Cour.



2

Österreichisches Institut für Menschenrechte  © Jan Sramek Verlag

NLMR 3/2015-EGMRSargsyan gg. Aserbaidschan

keit als separate Punkte zu prüfen, während er die Ein­
rede der Regierung betreffend die Opfereigenschaft des 
Bf. hinsichtlich der Gräber seiner Verwandten bei der 
Prüfung der behaupteten Verletzung von Art. 8 EMRK 
behandeln wird.

II.  Erschöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe

(117) Der GH stellt [...] fest, dass die Anwendung von 
Art. 35 Abs. 1 EMRK vor dem allgemeinen Hintergrund 
des Bergkarabach­Konflikts erfolgen muss. Während die 
militärische Phase des Konflikts mit dem Waffenstill­
stand von Mai 1994 endete, wurde bisher kein Friedens­
vertrag abgeschlossen. Es ist unstrittig, dass zwischen 
Armenien und Aserbaidschan keine diplomatischen 
Beziehungen bestehen und die Grenzen geschlossen 
sind. Dazu scheinen die Postdienste zwischen beiden 
Ländern nicht zu funktionieren. In einer solchen Situa­
tion ist anzuerkennen, dass dem ordentlichen Funktio­
nieren des Gerichtssystems Hindernisse entgegenstehen 
können. Insbesondere können erhebliche praktische 
Schwierigkeiten bei der Einleitung und Verfolgung recht­
licher Verfahren im anderen Land bestehen.

(118) Der GH bemerkt, dass die Regierung das all­
gemeine Schema des Schutzes des Eigentums und der 
Entschädigung für unrechtmäßige Handlungen oder 
Unterlassungen in der Verfassung und im Zivilgesetz­
buch beschrieben hat. Sie hat es allerdings verabsäumt 
zu erklären, wie diese Bestimmungen in dem spezifi­
schen Kontext funktionieren, wo eine Person in der Situ­
ation des Bf., also eines armenischen Flüchtlings, der 
sein Eigentum und sein Heim im Kontext des Bergkara­
bach­Konflikts verlassen musste, eine Zurückgabe sei­
nes Eigentums oder eine Entschädigung für den Verlust 
desselben geltend machen möchte. [...] 

(119) Somit [...] hat es die Regierung verabsäumt, die 
Verfügbarkeit eines Rechtsmittels für den Bf. nachzu­
weisen, das geeignet gewesen wäre, Wiedergutmachung 
in Hinblick auf seine Beschwerden nach der Konventi­
on zu leisten und ausreichende Erfolgsaussichten gebo­
ten hätte. [...]

(120) Der GH verwirft daher die Einrede der Regie­
rung betreffend die Erschöpfung der innerstaatlichen 
Rechtsbehelfe (15:2 Stimmen; abweichende Sondervoten 
der Richter Hajiyev und Pinto de Albuquerque). 

III.  Hoheitsgewalt und Verantwortlichkeit 
Aserbaidschans nach Art. 1 EMRK

(121) Der Bf. wies darauf hin, dass Gulistan im interna­
tional anerkannten Territorium der Republik Aserbai­
dschan liegt. Daraus folge, dass es Sache der belang­
ten Regierung sei, die Vermutung der Hoheitsgewalt 
hinsichtlich des Gebiets von Gulistan für die Zeit von 
15.4.2002 bis heute zu widerlegen. Nach Ansicht des 

Bf. hat es die Regierung verabsäumt, diesen Beweis zu 
erbringen, da sie nicht nachgewiesen habe, dass sie 
keine Kontrolle über Gulistan ausübt. [...] Die Regierung 
sei daher dafür verantwortlich, die Konventionsrechte 
des Bf. sicherzustellen.

(122) Alternativ bringt der Bf. vor, dass selbst wenn 
festgestellt würde, dass Aserbaidschan keine effektive 
Kontrolle über das fragliche Gebiet ausübt, seine Ver­
antwortlichkeit dennoch aufgrund seiner verbleibenden 
positiven Verpflichtungen unter Art. 1 EMRK begründet 
wäre, diplomatische, wirtschaftliche und andere Maß­
nahmen zu ergreifen, um die Konventionsrechte des Bf. 
zu gewährleisten. [...]

1.  Grundsätze der Rechtsprechung hinsichtlich der 
Vermutung territorialer Hoheitsgewalt

(126) Die relevanten Grundsätze wurden vom GH in 
Assandize/GE und in Ilaşcu u.a./MD und RUS dargelegt. 

(129) Wie aus dieser Rechtsprechung folgt, wird ver­
mutet, dass Hoheitsgewalt iSv. Art. 1 EMRK im gesam­
ten Territorium eines Vertragsstaates ausgeübt wird. 

(130) Selbst unter außergewöhnlichen Umständen, 
wenn ein Staat aufgrund einer militärischen Besetzung 
durch die Streitkräfte eines anderen Staates, Kriegs­
handlungen, Rebellion oder die Errichtung eines sepa­
ratistischen Regimes auf seinem Gebiet daran gehindert 
wird, die Autorität über einen Teil seines Territoriums 
auszuüben, hört er nicht auf, Hoheitsgewalt iSv. Art. 1 
EMRK zu haben. 

(131) Allerdings beschränkt sich in Fällen, in denen 
ein Staat an der Ausübung seiner Autorität in einem Teil 
seines Gebiets gehindert wird, seine Verantwortlich­
keit nach der Konvention auf die Erfüllung seiner positi­
ven Verpflichtungen. Diese beziehen sich sowohl auf als 
Ausdruck seiner Hoheitsgewalt anzusehende Maßnah­
men, die notwendig sind, um die Kontrolle über das frag­
liche Gebiet wiederzuerlangen, als auch auf Maßnah­
men, um die Achtung der individuellen Rechte des Bf. 
zu gewährleisten. Unter dem ersten Aspekt hat der Staat 
eine Pflicht, seine Souveränität über das Gebiet (wieder) 
durchzusetzen und sich jeglicher Handlungen zur Unter­
stützung des separatistischen Regimes zu enthalten. 
Unter dem zweiten Aspekt muss der Staat gerichtliche, 
politische oder administrative Maßnahmen ergreifen, 
um die individuellen Rechte des Bf. zu gewährleisten.

2. Anwendung im vorliegenden Fall

a. Tatsachenfestellungen des GH

(132) Im vorliegenden Fall ist die in Gulistan herrschen­
de Situation zwischen den Parteien umstritten. Die rele­
vante Zeitspanne, die betrachtet werden muss, läuft vom 
15.4.2002, dem Datum des Inkrafttretens der Konventi­
on für Aserbaidschan, bis zum heutigen Tag.
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(134) [...] Es ist unbestritten, dass Gulistan im interna­
tional anerkannten Gebiet Aserbaidschans liegt. [...] 

(136) Aus dem verfügbaren Material und insbeson­
dere den [...] Karten geht hervor, dass sich das gesam­
te Dorf und die aserbaidschanischen Stellungen nörd­
lich des Flusses Indzachay befinden, der eine natürliche 
Trennlinie darstellt. Die Stellungen der Republik Berg­
karabach sind am Südufer des Flusses, wobei sich die 
näheste auf einem Hang gegenüber dem Dorf befindet. 

(137) Was die umstrittene Frage betrifft, ob die aser­
baidschanische Armee im Dorf selbst präsent ist, stellt 
der GH fest, dass einige Elemente auf aserbaidscha­
nische Stellungen und damit auf die Anwesenheit von 
Soldaten hindeuten. [...] Zudem [...] ist das Territorium 
nördlich des Dorfes und sind damit die Zugangsrouten 
unter der Kontrolle der aserbaidschanischen Armee. [...]

(138) Während gewisse Hinweise auf eine aserbai­
dschanische Militärpräsenz im Dorf selbst bestehen, 
verfügt der GH nicht über ausreichende Elemente um 
festzustellen, ob während der gesamten in seine Zustän­
digkeit ratione temporis fallenden Zeitspanne aserbai­
dschanische Truppen in Gulistan waren, nämlich von 
15.4.2002 bis heute. Es ist jedoch wichtig festzustellen, 
dass nicht behauptet wurde und nichts darauf hindeu­
tet, dass die Republik Bergkarabach in der fraglichen 
Zeit nördlich des Flussufers Stellungen hat oder hatte, 
geschweige denn in Gulistan selbst.

b. Beurteilung der rechtlichen Relevanz dieser Fakten

(139) Da Gulistan im international anerkannten Ter­
ritorium Aserbaidschans liegt, gilt die Vermutung der 
Hoheitsgewalt. Nach Ansicht des GH ist es daher Sache 
der Regierung nachzuweisen, dass außergewöhnliche 
Umstände bestehen, die ihre Verantwortlichkeit nach 
Art. 1 EMRK beschränken würden. 

(140) Der GH bemerkt, dass eine Einschränkung der 
Verantwortlichkeit eines Staates, auf seinem eigenen 
Territorium seinen positiven Verpflichtungen nachzu­
kommen, nur in Hinblick auf Gebiete akzeptiert wurde, 
wo ein anderer Staat oder ein separatistisches Regime 
effektive Kontrolle ausübt. Im Fall Ilaşcu u.a./MD und 
RUS stellte der GH fest, dass die moldawische Regierung 
keine Autorität über einen Teil ihres Territoriums aus­
übte, nämlich jenen Teil, der unter der effektiven Kon­
trolle der Moldawischen Republik Transnistrien (MRT) 
steht. Auf dieselbe Feststellung stützte sich der GH in 
Ivanţoc u.a./MD und RUS. In Catan u.a./MD und RUS stell­
te der GH fest, dass Moldawien keine Autorität über den 
östlich des Dnister liegenden Teil seines Gebiets hatte, 
der von der MRT kontrolliert wird. Im Gegensatz dazu 
erachtete es der GH in Assanidze/GE als relevant, dass die 
Autonome Republik Adscharien keine separatistischen 
Ansprüche hatte und kein anderer Staat dort effektive 
Kontrolle ausübte. 

(141) In den oben genannten moldawischen Fällen 
war unumstritten, dass das fragliche Gebiet, nämlich 
Transnistrien, unter der effektiven Kontrolle der MRT 
stand. Es wurde festgestellt, dass Russland im Sinn der 
Konvention Hoheitsgewalt über die von der MRT kont­
rollierten Gebiete ausübte, da es effektive Autorität oder 
zumindest entscheidenden Einfluss auf die MRT hatte 
und der en Überleben durch militärische, wirtschaftli­
che, finanzielle und politische Unterstützung sicherte, 
und damit für die festgestellten Verletzungen verant­
wortlich war. 

(142) Der vorliegende Fall unterscheidet sich von den 
oben genannten Fällen: Gulistan liegt an der Frontlinie 
zwischen Aserbaidschan und den Truppen der Republik 
Bergkarabach und es ist umstritten, ob Aserbaidschan 
effektive Kontrolle über das Dorf ausübt. Wie der GH 
feststellt, müsste die belangte Regierung nachweisen, 
dass ein anderer Staat oder ein separatistisches Regime 
effektive Kontrolle über Gulistan ausübt, wo die behaup­
teten Konventionsverletzungen stattfinden. 

(143) [...] Aserbaidschan hat mit seiner Ratifikation 
[der Konvention] eine Erklärung abgegeben, wonach 
es »unfähig sei, die Anwendung der Bestimmungen der 
Konvention in den von der Republik Armenien besetz­
ten Gebieten zu garantieren«. In seiner Zulässigkeitsent­
scheidung im vorliegenden Fall stellte der GH fest, dass 
diese Erklärung weder die territoriale Anwendbarkeit 
der Konvention auf bestimmte Teile des international 
anerkannten Territoriums Aserbaidschans beschrän­
ken könne noch die Anforderungen an einen gültigen 
Vorbehalt erfülle. 

(144) Der GH stellt fest, dass nach Völkerrecht (insb. 
Art. 42 der Haager Landkriegsordnung1) ein Gebiet als 
besetzt gilt, wenn es sich tatsächlich in der Gewalt eines 
feindlichen Heeres befindet. »Tatsächliche Gewalt« wird 
weitgehend als effektive Kontrolle verstanden und erfor­
dert Elemente wie die Präsenz fremder Truppen, die in 
der Lage sind, ohne Zustimmung des Souveräns effekti­
ve Kontrolle auszuüben. Anhand des gesamten ihm vor­
liegenden Materials und angesichts der obigen Tatsa­
chenfeststellungen findet der GH, dass Gulistan weder 
besetzt ist noch sich unter der effektiven Kontrolle frem­
der Truppen befindet, da dies die Anwesenheit fremder 
Truppen in Gulistan erfordern würde. 

(145) Tatsächlich scheint die belangte Regierung 
ihre anfängliche Haltung nicht beibehalten zu haben, 
sie habe keine effektive Kontrolle über Gulistan. Sie 
argumentiert vielmehr, dass es sich um ein umstritte­
nes Gebiet handle, wobei sie betont, dass es von Minen 
umgeben und von gegnerischen militärischen Stellun­
gen auf beiden Seiten des Flusses eingekreist sei und in 
Schussweite der armenischen Truppen liege.

1  Übereinkommen vom 18. Oktober 1907 betreffend die Geset­
ze und Gebräuche des Landkrieges, RGBl. 180/1913.
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(146) Im Kern argumentiert die belangte Regierung, 
dass die in Ilaşcu u.a./MD und RUS und späteren Fäl­
len entwickelte Rechtsprechung des GH, die die einge­
schränkte Verantwortlichkeit eines Staates nach der 
Konvention anerkennt, der die effektive Kontrolle über 
einen Teil seines Territoriums an einen anderen Staat 
oder ein separatistisches Regime verloren hat, gleicher­
maßen auf umstrittene Zonen – oder wie sie es in der 
Verhandlung am 5.2.2014 ausdrückte, auf »Gebiete, die 
durch die Umstände unzugänglich gemacht werden« – 
angewendet werden sollte.

(148) In den oben genannten, Moldawien betreffen­
den Fällen wurde die Anerkennung, dass der Territo­
rialstaat nur eingeschränkte Verantwortlichkeit nach 
der Konvention habe, durch die Feststellung aufgewo­
gen, dass ein anderer Konventionsstaat ausnahmswei­
se Hoheitsgewalt außerhalb seines Territoriums ausüb­
te und daher nach der Konvention voll verantwortlich 
war. Im Gegensatz dazu wurde im vorliegenden Fall 
nicht festgestellt, dass Gulistan von den bewaffneten 
Truppen eines anderen Staates besetzt ist oder unter 
der effektiven Kontrolle eines separatistischen Regimes 
steht. Unter solchen Umständen ist der GH angesichts 
der Notwendigkeit der Vermeidung eines Vakuums 
im Schutz der Konvention nicht der Ansicht, dass die 
belangte Regierung das Bestehen außergewöhnlicher 
Umstände nachgewiesen hätte, die ihre Verantwortlich­
keit nach der Konvention einschränken könnten. 

(149) Der GH ist daher von den Argumenten der Regie­
rung nicht überzeugt. Die in Ilaşcu u.a./MD und RUS ent­
wickelte Ausnahme, nämlich die Einschränkung der 
Verantwortlichkeit des Territorialstaats in Hinblick 
auf Teile seines international anerkannten Territori­
ums, die besetzt sind oder unter der effektiven Kontrol­
le einer anderen Entität stehen, kann deshalb nicht [...] 
auf umstrittene Gebiete ausgedehnt werden.

(150) Tatsächlich ähnelt die im vorliegenden Fall zu 
beurteilende Situation insofern eher der Situation in 
Assanidze/GE, als die Regierung Aserbaidschans aus 
rechtlicher Sicht als der Territorialstaat Hoheitsgewalt 
und volle Verantwortlichkeit unter der Konvention hat, 
während sie auf der praktischen Ebene Schwierigkeiten 
bei der Ausübung ihrer Autorität im Gebiet von Gulistan 
haben mag. Nach Ansicht des GH werden solche Schwie­
rigkeiten bei der Einschätzung der Verhältnismäßigkeit 
der vom Bf. gerügten Handlungen und Unterlassungen 
zu berücksichtigen sein. 

(151) Der GH gelangt zu dem Schluss, dass die Tat­
sachen, aus denen sich die behaupteten Verletzun­
gen ergeben, innerhalb der »Hoheitsgewalt« Aserbai­
dschans iSv. Art. 1 EMRK liegen und geeignet sind, die 
Verantwortlichkeit der belangten Regierung zu begrün­
den. Daher weist er die Einrede der belangten Regierung 
betreffend die fehlende Hoheitsgewalt und Verantwort­
lichkeit zurück [...] (15:2 Stimmen; abweichende Sonder-

voten der Richter Hajiyev und Pinto de Albuquerque; im 
Ergebnis übereinstimmende Sondervoten der Richterinnen 
Ziemele und Yudkivska).

IV.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 1 1. Prot. 
EMRK

(152) Der Bf. behauptete, die Verweigerung seines 
Rechts, in das Dorf Gulistan zurückzukehren und 
Zugang zu seinem Eigentum zu haben, dieses zu kont­
rollieren, zu benützen und zu genießen, oder für seinen 
Verlust entschädigt zu werden, stelle eine fortgesetzte 
Verletzung von Art. 1 1. Prot. EMRK dar [...]. 

1. Hatte der Bf. »Eigentum« in Gulistan?

a. Beweis des Besitzes

(184) Die Rechtsprechung des GH hat einen flexiblen 
Ansatz hinsichtlich der Beweise entwickelt, die Bf. vorle­
gen müssen, die behaupten, ihr Eigentum und ihr Heim 
in Situationen internationaler oder interner bewaffneter 
Konflikte verloren zu haben. [...]

(192) Der GH akzeptiert, dass der vom Bf. vorgeleg­
te »technische Pass« einen prima facie Beweis für sein 
Eigentum an dem Haus und Grundstück darstellt, der 
[...] nicht überzeugend widerlegt wurde. 

(193) Zudem berücksichtigt der GH, dass der Bf. von 
Anfang an kohärente Vorbringen erstattet hat, in denen 
er geltend machte, bis zu seiner Flucht 1992 in Gulistan 
gelebt und dort ein Haus und Grundstück besessen zu 
haben. [...]

[194] Schließlich nimmt der GH die Umstände zur 
Kenntnis, unter denen der Bf. fliehen musste, als das 
Dorf militärisch angegriffen wurde. Es ist kaum erstaun­
lich, dass er nicht in der Lage war, eine vollständige 
Dokumentation mitzunehmen. Angesichts der Gesamt­
heit der vorgelegten Beweise stellt der GH fest, dass 
der Bf. seine Behauptung, zur Zeit seiner Flucht 1992 
in Gulistan ein Haus und ein Grundstück besessen zu 
haben, ausreichend belegt hat.  

(195) Schließlich wendet sich der GH dem Argument 
der Regierung zu, das Haus scheine vor Inkrafttreten 
der Konvention am 15.4.2002 zerstört worden zu sein, 
weshalb die Beschwerde, so weit sie das Haus betreffe, 
ratione temporis nicht in die Zuständigkeit des GH fal­
len würde. [...]

(197) [...] Angesichts des Fehlens eindeutiger Beweise 
dafür, dass das Haus des Bf. vor dem Inkrafttreten der 
EMRK völlig zerstört war, geht der GH von der Annahme 
aus, dass es noch existiert [...]. Es gibt daher keine fakti­
sche Grundlage für die Einrede der Regierung.

(198) Der GH gelangt zu dem Schluss, dass der Bf. ein 
Haus und ein Grundstück in Gulistan hatte und noch 
immer hat. Er verwirft die Einrede der Regierung, er 
sei ratione temporis unzuständig, die Beschwerde hin­
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sichtlich des Hauses zu prüfen (15:2 Stimmen; abwei-
chende Sondervoten der Richter Hajiyev und Pinto de Albu-
querque).

b. Fallen die Rechte des Bf. unter Art. 1 1. Prot. EMRK?

(201) [...] Das Recht an dem Haus und an dem Grund­
stück, das der Bf. zur Zeit seiner Flucht besaß, muss 
anhand der Gesetze der Sowjetrepublik Aserbaidschan 
beurteilt werden.

(202) Nach diesen Gesetzen [...] konnten Bürger per­
sönliches Eigentum an Wohnhäusern haben. Das per­
sönliche Eigentum und das Recht, es zu erben, waren 
vom Staat geschützt. Im Gegensatz dazu gehörte das 
gesamte Land dem Staat. Grundstücke konnten Bür­
gern für bestimmte Zwecke zugeteilt werden, wie Land­
wirtschaft oder den Bau von Privathäusern. In einem 
solchen Fall hatte der Bürger ein »Verwendungsrecht« 
hinsichtlich des Grundstücks. [...] Dieses »Verwen­
dungsrecht« war gesetzlich geschützt, auch wenn es den 
Begünstigten verpflichtete, das Land zu dem Zweck zu 
nutzen, zu dem es zugeteilt worden war. [...] Zudem war 
das Recht vererbbar. 

(203) Es besteht daher kein Zweifel, dass die dem Bf. 
in Hinblick auf das Haus und das Grundstück einge­
räumten Rechte geschützte Rechte waren, die ein mate­
rielles wirtschaftliches Interesse repräsentierten. Ange­
sichts der autonomen Bedeutung des Art. 1 1. Prot. 
EMRK stellten das Recht des Bf. auf persönlichen Besitz 
an dem Haus und sein »Verwendungsrecht« hinsichtlich 
des Grundstücks »Eigentum« im Sinne dieser Bestim­
mung dar.

(205) Somit hatte der Bf. zur Zeit seiner Vertreibung 
aus Gulistan im Juni 1992 Rechte an einem Haus und 
einem Grundstück, die Eigentum iSv. Art. 1 1. Prot. 
EMRK darstellten. Es gibt keine Hinweise, dass diese 
Rechte danach entweder vor oder nach der Ratifikation 
der Konvention durch Aserbaidschan erloschen wären. 
Die Eigentumsrechte des Bf. sind daher nach wie vor gül­
tig. [...] 

2.  Hat eine fortgesetzte Verletzung von Art. 1 1. Prot. 
EMRK stattgefunden?

(215) Der GH erachtet einige einleitende Bemerkungen 
für sinnvoll. Wie in der Zulässigkeitsentscheidung [...] 
dargelegt, beruht die Bejahung der Zuständigkeit des 
GH ratione temporis auf der Feststellung, dass der Bf. 
nach wie vor gültige Eigentumsrechte hinsichtlich des 
Hauses und Grundstücks in Gulistan hat. Im Gegensatz 
dazu fällt die Vertreibung des Bf. aus Gulistan im Juni 
1992 nicht in die zeitliche Zuständigkeit des GH. Was im 
vorliegenden Fall zu prüfen ist, ist daher, ob die belangte 
Regierung die Rechte des Bf. in der nachfolgenden Situ­

ation verletzt hat, die eine direkte Folge des ungelösten 
Konflikts zwischen Armenien und Aserbaidschan über 
Bergkarabach ist. 

(216) In diesem Zusammenhang stellt der GH fest, 
dass der Bf. einer von hunderttausenden Armeniern ist, 
die Aserbaidschan während des Konflikts verlassen und 
ihr Eigentum und Heim zurückgelassen haben. Derzeit 
sind mehr als 1.000 Beschwerden vor dem GH anhängig, 
die von während des Konflikts vertriebenen Personen 
erhoben wurden. Etwas mehr als die Hälfte davon rich­
tet sich gegen Armenien, die übrigen richten sich gegen 
Aserbaidschan. Während die aufgeworfenen Angele­
genheiten in die [...] Zuständigkeit des GH fallen, ist es 
Sache der beiden an dem Konflikt beteiligten Staaten, 
eine politische Lösung zu finden. [...] 

i. Anwendbare Regel des Art. 1 1. Prot. EMRK
(218) [...] Die Situation, über die sich der Bf. beschwert, 
ist nach Art. 1 Abs. 1 1. Satz 1. Prot. EMRK zu prüfen, da 
sie eine Einschränkung des Rechts des Bf. auf Achtung 
des Eigentums betrifft. 

ii. Art der behaupteten Verletzung
(221) Wie der GH feststellt, rügt der Bf., dass er am 
Zugang zu seinen Besitztümern in Gulistan gehindert 
wird und es die belangte Regierung verabsäumt hat, ihm 
eine Entschädigung für diesen Eingriff zu gewähren. 
Der Bf. formulierte seine Rügen somit in Hinblick auf 
einen Eingriff. [...]

(222) In einer Reihe vergleichbarer Fälle hat der GH 
Beschwerden von Flüchtlingen oder Vertriebenen über 
den mangelnden Zugang zu ihrem Eigentum als Eingriff 
in ihre durch Art. 1 1. Prot. EMRK geschützten Rechte 
geprüft. Im vorliegenden Fall ist es [...] aus den folgenden 
Gründen nicht angemessen, diesem Ansatz zu folgen.

(223) Der vorliegende Fall unterscheidet sich von den 
Nordzypern betreffenden Fällen, in denen die türkische 
Regierung für die Verwehrung des Zugangs griechisch­
zypriotischer Eigentümer zu ihrem in der »Türkischen 
Republik Nordzypern« gelegenen Eigentum, das in Folge 
der Okkupation und Etablierung einer untergeordneten 
lokalen Verwaltung unter der effektiven Kontrolle der 
türkischen Regierung stand, verantwortlich gemacht 
wurde. In diesen Fällen stand der Eingriff in die Eigen­
tumsrechte der griechisch­zypriotischen Eigentümer in 
engem Zusammenhang mit der Tatsache der Besetzung 
und der Errichtung der »Türkischen Republik Nordzy­
pern«. Im Gegensatz dazu geht es im vorliegenden Fall 
um Handlungen und Unterlassungen der belangten 
Regierung innerhalb ihres eigenen international aner­
kannten Territoriums. 

(224) Der vorliegende Fall ist der erste Fall, in dem der 
GH in der Sache über eine Beschwerde gegen einen Staat 
entscheiden muss, der in Folge von Krieg oder Beset­
zung die Kontrolle über einen Teil seines Territoriums 
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verloren hat, dessen Verantwortlichkeit für die Verweh­
rung des Zugangs einer vertriebenen Person zu ihrem 
Eigentum aber in Hinblick auf das unter seiner Kontrol­
le verbleibende Territorium geltend gemacht wird. [...]

(226) Angesichts der Umstände des vorliegenden Falls 
hält es der GH für angemessen, die Beschwerde dahin­
gehend zu prüfen, ob die belangte Regierung ihren posi­
tiven Verpflichtungen nach Art. 1 1. Prot. EMRK nachge­
kommen ist. Er wird seine Überlegungen daher auf die 
Frage konzentrieren, ob ein gerechter Ausgleich zwi­
schen den Erfordernissen des öffentlichen Interesses 
und dem Grundrecht des Bf. auf Eigentum getroffen 
wurde. 

iii.  Wurde ein fairer Ausgleich zwischen dem 
öffentlichen Interesse und dem Recht des Bf. 
getroffen?

(228) Die Beschwerde wirft zwei Fragen auf: erstens, ob 
die belangte Regierung verpflichtet ist, dem Bf. Zugang 
zu seinem Haus und Grundstück in Gulistan zu verschaf­
fen, und zweitens, ob sie verpflichtet ist, irgendwelche 
anderen Maßnahmen zu ergreifen, um das Eigentums­
recht des Bf. zu schützen bzw. ihn für den Verlust seiner 
Verwendung zu entschädigen. 

(230) Die Regierung argumentierte insbesondere, die 
Weigerung, Zivilisten Zugang nach Gulistan zu gewäh­
ren, sei durch die im Dorf und seiner Umgebung herr­
schende Sicherheitslage gerechtfertigt. [...]

(233) Anhand der vorliegenden Beweise hat der GH 
festgestellt, dass Gulistan in einem Gebiet militärischer 
Aktivitäten liegt. Zumindest die Gegend rund um das 
Dorf ist vermint und Verletzungen des Waffenstillstands 
sind häufig. Es [...] gibt keine Anzeichen dafür, dass sich 
diese Situation seit Inkrafttreten der Konvention wesent­
lich verändert hätte. [...] Der GH akzeptiert, dass die Wei­
gerung, Zivilisten einschließlich des Bf. den Zugang zu 
Gulistan zu verwehren, durch Sicherheitsüberlegungen 
gerechtfertigt ist [...]. Es wäre derzeit unrealistisch, von 
der aserbaidschanischen Regierung zu erwarten, den 
Zugang des Bf. zu seinem Eigentum in Gulistan unge­
achtet der Tatsache zu gewährleisten, dass es in einer 
militärisch sensiblen Zone liegt. 

(234) Allerdings hat nach Ansicht des GH ein Staat, 
solange Zugang zum Eigentum nicht möglich ist, eine 
Pflicht, alternative Maßnahmen zu setzen, um die Eigen­
tumsrechte zu schützen. [...]

(236) Soweit die Regierung versicherte, an Friedens­
verhandlungen teilzunehmen, bemerkt der GH, dass 
das Recht aller vertriebenen Personen und Flüchtlinge, 
an ihre früheren Wohnorte zurückzukehren, eines der 
im Rahmen der OSZE­Minsk­Gruppe festgelegten Ele­
mente ist, die [...] die Grundlage der Friedensverhand­
lungen bilden. [...] 

(237) Die bloße Tatsache, dass Friedensverhandlun­
gen geführt werden, kann die Regierung nach Ansicht 

des GH nicht davon befreien, andere Maßnahmen zu 
ergreifen, insbesondere wenn die Verhandlungen der­
art lange Zeit anhängig sind. In diesem Zusammenhang 
verweist der GH auf die Resolution 1708 (2010) der Par­
lamentarischen Versammlung des Europarats über die 
»Lösung von Vermögensfragen von Flüchtlingen und 
vertriebenen Personen«, welche sich auf die relevanten 
internationalen Standards stützt und die Mitgliedstaa­
ten aufruft, »rasche und effektive Wiedergutmachung 
für den Verlust des Zugangs zu und den Rechten an Häu­
sern, Grundstücken und Eigentum, die von Flüchtlin­
gen und Binnenvertriebenen zurückgelassen wurden, 
zu garantieren, ohne Rücksicht auf anhängige Verhand­
lungen betreffend die Lösung bewaffneter Konflikte 
oder den Status eines bestimmten Gebiets«. 

(238) Empfehlungen, welche Maßnahmen die belang­
te Regierung ergreifen könnte und sollte, um die Eigen­
tumsrechte des Bf. zu schützen, können aus den rele­
vanten internationalen Standards abgeleitet werden 
[...]. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt und bis zu einem 
umfassenden Friedensabkommen scheint es besonders 
wichtig, einen Mechanismus zur Geltendmachung von 
Eigentumsrechten einzurichten, der einfach zugäng­
lich sein und Verfahren bieten sollte, die mit flexiblen 
Beweisstandards arbeiten und dem Bf. und anderen in 
seiner Situation erlauben, ihre Eigentumsrechte wieder­
herstellen zu lassen und Entschädigung für den Verlust 
ihres Genusses zu erlangen. 

(239) Dem GH ist sehr wohl bewusst, dass die belang­
te Regierung hunderttausende vertriebene Personen 
unterstützen musste, nämlich jene Azeris, die aus Arme­
nien, aus Bergkarabach und aus den sieben besetzten 
umliegenden Bezirken fliehen mussten. [...]

(240) Während die Notwendigkeit, für eine große 
Gemeinschaft binnenvertriebener Personen zu sorgen, 
ein wichtiger Faktor bei der Abwägung ist, befreit der 
Schutz dieser Gruppe die Regierung nach Ansicht des 
GH nicht völlig von ihren Verpflichtungen gegenüber 
einer anderen Gruppe, nämlich den Armeniern, die 
wie der Bf. während des Konflikts fliehen mussten. [...] 
Zuletzt stellt der GH fest, dass die Situation seit langer 
Zeit fortbesteht.

(241) Der GH kommt zu dem Schluss, dass dem Bf. 
durch die Unmöglichkeit, Zugang zu seinem Eigentum 
in Gulistan zu haben, ohne dass die Regierung alterna­
tive Maßnahmen ergriffen hätte, um seine Eigentums­
rechte wiederherzustellen oder ihm eine Entschädigung 
[...] zukommen zu lassen, eine exzessive Last aufgebür­
det wurde und weiterhin aufgebürdet wird.

(242) Folglich hat eine fortdauernde Verletzung der 
Rechte des Bf. nach Art. 1 1. Prot. EMRK stattgefunden 
(15:2 Stimmen; abweichende Sondervoten der Richter 
Hajiyev und Pinto de Albuquerque). 
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V. Zur behaupteten Verletzung von Art. 8 EMRK

(243) Der Bf. behauptet, die Verweigerung seines Rechts, 
in das Dorf Gulistan zurückzukehren und Zugang zu sei­
ner Wohnung und zu den Gräbern seiner Verwandten 
zu haben, begründe eine fortdauernde Verletzung von 
Art. 8 EMRK [...].

(257) Der GH anerkennt, dass der Bf. eine »Woh­
nung« in Gulistan hatte, die er im Juni 1992 unfreiwil­
lig verließ. Der Kern seiner Beschwerde ist gerade, dass 
er seither nicht dorthin zurückkehren kann. Unter die­
sen Umständen kann nicht davon ausgegangen werden, 
dass die lange Abwesenheit die fortgesetzte Verbindung 
zu seiner Wohnung unterbrochen hat. Zudem hält es 
der GH für erwiesen, dass der Bf. den größten Teil sei­
nes Lebens in Gulistan verbracht hat [...]. Die Unfähig­
keit, in sein Dorf zurückzukehren, betrifft folglich auch 
sein »Privatleben«. Schließlich findet der GH auch, dass 
die kulturelle und religiöse Bindung des Bf. zu den Grä­
bern seiner Verwandten in Gulistan ebenfalls unter den 
Begriff des »Privat­ und Familienlebens« fallen kann. [...]

(258) Der GH weist daher die Einrede der Regierung 
betreffend die Opfereigenschaft hinsichtlich der Grä­
ber seiner Angehörigen zurück und stellt fest, dass der 
Sachverhalt unter die Begriffe des »Privat­ und Familien­
lebens« und der »Wohnung« fällt. Art. 8 EMRK ist daher 
anwendbar.

(259) Der GH verweist auf seine obigen Überlegungen, 
die zur Feststellung einer fortgesetzten Verletzung von 
Art. 1 1. Prot. EMRK führten. [...]

(260) Dieselben Überlegungen gelten in Hinblick auf 
die Beschwerde unter Art. 8 EMRK. Durch die Unmög­
lichkeit für den Bf., Zugang zu seiner Wohnung und zu 
den Gräbern seiner Angehörigen in Gulistan zu haben, 
ohne dass die Regierung alternative Maßnahmen ergrif­
fen hätte, um seine Rechte anzusprechen oder ihm 
zumindest eine Entschädigung für den Verlust ihres 
Genusses zu gewähren, wurde und wird ihm eine unver­
hältnismäßige Bürde auferlegt.

(261) Der GH gelangt daher zu dem Schluss, dass eine 
fortgesetzte Verletzung von Art. 8 EMRK stattgefunden 
hat (15:2 Stimmen; abweichende Sondervoten der Richter 
Hajiyev und Pinto de Albuquerque).

VI. Zur behaupteten Verletzung von Art. 13 EMRK

(262) Der Bf. brachte vor, es wäre kein effektiver Rechts­
behelf in Hinblick auf die obigen Beschwerdepunkte 
verfügbar. [...]

(269) Der GH hat bereits fortgesetzte Verletzungen 
von Art. 1 1. Prot. EMRK und Art. 8 EMRK festgestellt. 
Die Beschwerden des Bf. sind daher zumindest vertret­
bar iSv. Art. 13 EMRK.

(270) Die Beschwerde [...] spiegelt weitgehend die­
selben Elemente wider wie jene, die bereits im Kontext 
der Einrede der Nichterschöpfung der innerstaatlichen 
Rechtsbehelfe behandelt wurden. [...] 

(271) Der GH wiederholt seine obige Feststellung, 
wonach die belangte Regierung den Beweis für die Ver­
fügbarkeit eines Rechtsmittels, das geeignet gewesen 
wäre, dem Bf. Wiedergutmachung [...] zu gewähren, 
nicht erbracht hat.

(272) Zudem bemerkt der GH, dass sich seine Feststel­
lungen unter Art. 1 1. Prot. EMRK und Art. 8 EMRK auf 
das Versäumnis des belangten Staates beziehen, einen 
Mechanismus zu schaffen, der es dem Bf. und anderen 
in vergleichbarer Situation erlauben würde, seine Rech­
te hinsichtlich seines Eigentums und seiner Wohnung 
wiederherstellen zu lassen und Entschädigung für den 
erlittenen Verlust zu erhalten. Der GH sieht daher im 
vorliegenden Fall eine enge Verbindung zwischen den 
festgestellten Verletzungen von Art. 1 1. Prot. EMRK und 
Art. 8 EMRK auf der einen Seite und den Anforderungen 
von Art. 13 EMRK auf der anderen.

(273) Der GH kommt zu dem Schluss, dass in Hinblick 
auf die Verletzung der Rechte des Bf. unter Art. 1 1. Prot. 
EMRK und Art. 8 EMRK kein effektiver Rechtsbehelf ver­
fügbar war und verfügbar ist. 

(274) Dementsprechend hat eine fortgesetzte Verlet-
zung von Art. 13 EMRK stattgefunden (15:2 Stimmen; 
abweichende Sondervoten der Richter Hajiyev und Pinto de 
Albuquerque).

VII. Zur behaupteten Verletzung von Art. 14 EMRK

Angesichts der Feststellungen unter Art. 1 1. Prot. EMRK, 
Art. 8 und Art. 13 EMRK erachtet der GH eine gesonder­
te Behandlung der unter Art. 14 EMRK vorgebrachten 
Beschwerdepunkte nicht für erforderlich (16:1 Stim­
men; abweichendes Sondervotum von Richterin Gyulumy-
an). 

VIII. Entschädigung nach Art. 41 EMRK

(283) Angesichts der außergewöhnlichen Art des vorlie­
genden Falls ist der GH der Ansicht, dass die Frage der 
Anwendung von Art. 41 EMRK nicht entscheidungsreif 
ist (15:2 Stimmen; abweichende Sondervoten der Richter 
Hajiyev und Pinto de Albuquerque).


